
pfliehtungen aus der vertraglichen Verantwortlichkeit 
(in der Regel Sanktionen, namentlich bei den auf die 
Erfüllung des staatlichen Plans der Entwicklung der 
Volkswirtschaft gerichteten Verpflichtungen) festlegt, 
und zwar neben der Pf licht, die vertragliche Verpflichtung 
zu erfüllen. Eine Vereinbarung der Partner, daß Ver­
pflichtungen aus der vertraglichen Verantwortlichkeit 
an die Stelle der Erfüllung der vertraglichen Verpflich­
tung treten können, ist dann bei Verpflichtungen zur 
Durchführung des staatlichen Plans der Entwicklung 
der Volkswirtschaft vollkommen unzulässig. Die Funk­
tion der zivilen Sanktionen in unserem Recht besteht 
daher nicht in erster Linie in der Gewährung eines 
Äquivalents in Geld oder in einer Wiedergutmachung 
für den geschädigten Gläubiger, sondern sie besteht in 
der Mobilisierung zur Erfüllung der vertraglichen Ver­
pflichtungen und in der Sicherstellung der Erfüllung 
der vertraglichen Verpflichtung. Deshalb nimmt unser 
Recht von der Forderung der Erfüllung der Verpflich­
tungen nur in ganz außergewöhnlichen Fällen Abstand, 
insbesondere dann, wenn die Erfüllung der Verpflich­
tung völlig unmöglich ist oder wenn sie nur mit unan­
gemessenen Schwierigkeiten möglich wäre oder wenn 
die Erfüllung vom Standpunkt der Erfordernisse des 
staatlichen Plans nicht mehr wünschenswert ist. Dabei 
ist — selbstverständlich — die Forderung nach der Er­
füllung der Verpflichtungen bei den Verpflichtungen 
strenger, deren Erfüllung dem allgemeinen Interesse ent­
spricht (namentlich von Schuldverhältnissen zur Durch­
führung des staatlichen Plans), als bei persönlichen 
Verpflichtungen der Bürger, bei denen z. B. in manchen 
Fällen von der Forderung nach der Erfüllung der Ver­
pflichtungen auch dann Abstand genommen wird, wenn 
der Gläubiger wegen der Nichterfüllung der Verpflich­
tung in der festgelegten Zeit das Interesse an der Er­
füllung verloren hat (z. B. §§ 253 Abs. 2, 254 ZGB 
usw.)3).

Diese Problematik tritt nicht nur bei der Frage der 
zivilen Sanktionen auf, sondern ebenso bei Verfügungen 
der Beteiligten über ihre Verpflichtungen, insbesondere 
bei folgenden Fragen: Zulässigkeit des Erlasses der 
Schuld, Leistung an Erfüllungsstatt, Rüdetritt vom Ver­
trag und dergleichen. Eine solche Verfügung, die das 
kapitalistische Recht ohne Beschränkung zuließ, ist bei 
uns nur insoweit möglich, als dadurch nicht das allge­
meine Interesse, vor allem die Erfüllung des staatlichen 
Plans der Entwicklung der Volkswirtschaft, gefährdet 
erscheint.

Darin besteht eben der Kern der Sache, daß unser 
Recht in höchstem Grade auf der Erfüllung der Ver­
pflichtungen zur Durchführung des staatlichen Plans 
beharrt und nur in wenigen Ausnahmefällen die Nicht­
erfüllung der Verpflichtungen zuläßt, wobei es Sanktio­
nen festsetzt, und zwar nicht an Stelle der Erfüllung, 
sondern neben der Erfüllung — mit dem Ziel, die Er­
füllung der Verpflichtungen sicherzustellen —, und wo­
bei es die Verfügungsmöglichkeiten der Partner über 
ihre Verpflichtungen einschränkt.

Der Grundsatz der realen Erfüllung — wie er ge­
wöhnlich in der Lehre bezeichnet wird — ist dann ein 
überaus wichtiger rechtlicher, politischer und ökonomi­
scher Grundsatz, der das überaus große Interesse unse­
rer Gesellschaft an der Erzeugung und Realisierung 
von Gebrauchswerten ausdrückt.

Im Rahmen des gesamten Grundsatzes, daß unser 
Recht im höchsten Grade auf die Erfüllung der Schuld­
verhältnisse besteht, bedeutet also der Grundsatz der

3) § 253 des tschechoslowakischen ZGB verpflichtet den
Schuldner zum Ersatz des Verzugsschadens.

§ 253 Abs. 2 lautet: „Bei entgeltlichen Verträgen kann der 
Gläubiger auch eine angemessene Nachfrist zur Erfüllung der 
Verbindlichkeit setzen und erklären, daß er für den Fall, daß 
diese Frist ohne Erfolg abläuft, vom Vertrage zurücktritt.“

§ 254 lautet: „Wenn bei entgeltlichen Verträgen genau be­
stimmt ist, wann oder bis wann der Vertrag erfüllt sein muß, 
und zwar in der Weise, daß anderenfalls eine der Parteien 
vom Vertrage zurücktreten kann, dann muß die zum Rücktritt 
berechtigte Partei, wenn sie auf der Erfüllung bestehen will, 
nach Ablauf der Frist dieses unverzüglich der anderen Partei 
mitteilen; tut sie das nicht, kann sie später nicht mehr auf 
einer Erfüllung bestehen. Das gleiche gilt, wenn man nach 
dem Charakter des Vertrages (oder nach dem Zweck der Er­
füllung), der dem Schuldner bekannt ist, annehmen kann, daß 
der Empfänger kein Interesse an der verspäteten Erfüllung 
hat, bzw. an noch ausstehenden Erfüllungen, falls sich der 
Schuldner mit den Teilerfüllungen verspätet hat.“

realen Erfüllung die kategorische Forderung, daß Ge­
brauchsgüter geleistet und nicht durch ein Äquivalent 
in Geld substituiert werden sollen.

II. Die Problematik der sog. realen Erfüllung 
bei Wirtschaftsverträgen

In Arbitrage-Streitigkeiten können Fälle Vorkommen, 
in denen die Lieferanten* * * § * *) verlangen, daß den Abneh­
mern**) auferlegt werde, spezifizierte Versanddispositio­
nen zu übergeben oder Sachen gemäß dem Wirtschafts­
vertrag abzunehmen. Es können auch Fälle Vorkommen, 
in denen die Abnehmer verlangen, daß die Arbitrage 
die Lieferanten zur Erfüllung der Lieferung zwingen 
soll oder sie, die Abnehmer, von der Pflicht, Sachen 
gemäß Vertrag abzunehmen, befreien soll, weil sie 
diese Sachen nicht brauchen und ihnen im Falle der 
Abnahme Überplanbestände entstehen oder an- 
wachsen4). — Diese Streitigkeiten betrachtet die Arbi­
tragepraxis als Streitigkeiten um reale Erfüllung.

Wir werden die Problematik an den für die Praxis 
typischen Fällen darstellen:

1. Der Abnehmer verlangt, daß der Lieferant ver­
pflichtet werde, die Lieferung gemäß dem Wirt­
schaftsverträge zu erfüllen.

Der Tatbestand verhält sich in der Regel so, daß der 
Lieferer seine Lieferverpflichtung gemäß dem Vertrag 
nicht erfüllt und der Abnehmer von der Staatlichen 
Arbitrage verlangt, daß sie dem Lieferer die Erfüllung 
des Vertrages auferlege. Dabei ist die Ursache der 
Nichterfüllung des Vertrages seitens des Lieferanten 
praktisch immer die Tatsache, daß der Lieferant den 
Produktionsplan bezüglich der Menge der Erzeugnisse 
oder des Sortiments nicht erfüllt hat.

Die Staatliche Arbitrage und auch L a c h o u t  stel­
len sich in diesen Fällen auf den Standpunkt, daß die 
Arbitrage den Lieferer zur Lieferung nicht verpflich­
ten kann, daß daher dem Antrag des Abnehmers nicht 
entsprochen werden kann und daß man dem Zweck 
der Erfüllung nur mittelbar behilflich sein kann, und 
zwar dadurch, daß

a) dem Lieferer Sanktionen wegen Nichterfüllung, 
gegebenenfalls erhöhte Sanktionen auferlegt werden3),

b) die festgestellten Mängel signalisiert werden«),
*) Entspricht dem „Lieferer“ in unserem Recht.

**) Entspricht dem „Besteller“.
4) vgl. Lachout, Rozhodorärfl sporü mezi soe. podniky, Orbis, 

Praha, 1954, S. 98.
6) §§ 28, 37 Regierungsverordnung Nr. 33/1955 Gesetzessammlung.
§ 28 lautet: „Die Vermögenssanktionen werden im Vertrag 

wie folgt bestimmt:
a) Ein Lieferer, der in der vereinbarten Lieferfrist die Er­

zeugnisse nicht liefert, oder nur einen Teil der vereinbarten 
Menge liefert, ist verpflichtet, für jeden Verzugstag an 
den Besteller Verzugszinsen in Höhe von 0,05 Prozent des 
Preises der Erzeugnisse zu zahlen, die nicht zum letzten Tage 
der Lieferfrist geliefert wurden, längstens aber für 30 Tage. 
Dauert der Verzug länger als 30 Tage, ist der Lieferer ver­
pflichtet, dem Besteller außerdem einmalige Verzugszinsen in 
Höhe von 5 Prozent des Preises der nicht gelieferten Erzeug­
nisse zu zahlen;

b) Ein Besteller, der in der vereinbarten Lieferfrist die Er­
zeugnisse nicht abnimmt, nur einen Teil der vereinbarten 
Menge abnimmt oder die rechtzeitige Lieferung der Erzeugnisse 
unmöglich macht, ist verpflichtet, für jeden Verzugstag an den 
Lieferer Verzugszinsen in Höhe von 0,05 Prozent des Preises 
der Erzeugnisse zu zahlen, die nicht zum letzten Tage der 
Lieferfrist abgenommen wurden, längstens aber für 30 Tage. 
Dauert der Verzug länger als 30 Tage, ist der Besteller ver­
pflichtet, dem Lieferer außerdem einmalige Verzugszinsen in 
Höhe von 5 Prozent des Preises der nicht abgenommenen 
Erzeugnisse zu zahlen.“

§ 37 lautet: „Wenn die Vertragspartei wiederholt die Ver­
pflichtungen gegenüber dieser oder jener Partei verletzt, kön­
nen die Arbitrageorgane die Verzugszinsen oder die Strafe 
für sie erhöhen.“

6) § 17 Regierungsverordnung Nr. 47/1953 in der Passung der 
Regierungsverordnung Nr. 45/1954 Ges.Slg.

§ 17 lautet: „(1) Über alle wesentlichen Verletzungen der 
Staats-, Planungs- oder Vertragsdisziplin sowie über andere 
Mängel und Unzulänglichkeiten in der Tätigkeit der Betriebe, 
Organisationen und Einrichtungen des sozialistischen Sektors 
sowie der Organe der staatlichen Verwaltung, die in der 
Arbitrageverhandlung offenbar wurden, unterrichtet die staat­
liche Arbitrage die zuständigen übergeordneten Organe und in 
dringenden Fällen die Generalstaatsanwaltschaft.

(2) Derjenige, der den Bericht erhielt, ist verpflichtet, inner­
halb von 30 Tagen zu antworten und vor allem zu einem 
eventuellen Vorschlag der staatlichen Arbitrage, wie die Mängel

465


